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DEUTSCHER BUNDESTAG 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - AZ 143/49 und 144/49 - der KPD 
- Ortsgruppe Neuhaus/Kreis Plön - vertreten durch Wilhelm Kotschi, 
Hamburg- Wilhelmsburg, Hinter der Dorfkirche 39, 

betr. die Wahl zum ersten Deutschen Bundestag vom 14. August 
1949 im Lande Schleswig-Holstein, Wahlkreis 7 - Plön -, 

betroffener Abgeordneter: Heinrich Gerns, 

hat der Bundestag in seiner . . . Sitzung vom 

beschlossen : 


Der Einspruch der Einspruchsklägerin vom 1 7. August 
und 10. Oktober 1949 gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum ersten Deutschen Bundestag im Wahlkreis 7 
- Plön - des Landes Schleswig-Holstein wird zurück- 
gewiesen. 


Tatbestand: 

Die KPD - Ortsgruppe Neuhaus/Kreis Plön -, vertreten durch 
Wilhelm Kotschi, hat mit Schreiben vom 17. August und 10. Oktober 
1949, gerichtet an die Landesregierung von Schleswig-Holstein, die 
Wahl zum ersten Deutschen Bundestag im Wahlkreis 7 des Landes 
Schleswig-Holstein angefochten. 

Die Wahl wird mit der angeblichen Verletzung des Wahlgeheim- 
nisses begründet, und zwar deshalb, weil 

1. die Stimmzettel dem Wähler vom Wahlvorsteher oder 
seinem Vertreter abgenommen und in die Wahlurne ein- 
geworfen seien, anstatt vom Wähler selbst; dabei habe sich 
das Kreuz auf der Rückseite des Stimmzettels abgezeichnet; 

2. Äußerungen von Wahlausschußmitgliedern des Inhalts getan 
worden sein sollen, man wisse genau, wer hier im Stimm- 
bezirk 2 des Wahlkreises 7 seine Stimme für die KPD 
abgegeben habe. 

In der öffentlichen, mündlichen Verhandlung ist die Einspruchs- 
kTägerin nicht erschienen und hat sich auch nicht vertreten lassen. 

Die Landesregierung von Schleswig-Holstein hat über die behaupteten 
Wahlverstöße eine Untersuchung eingeleitet. Auf das Ergebnis dieser 
Untersuchung (Bl. 1,3 bis 6 und 9 bis 12 der Akten wird Bezug 
genommen). 



Entscheidungsgründe : 

Die Wahlordnung des Landes Schleswig-Holstein vom 28. Juni 1949 
bestimmt in § 46 Abs. 5, daß die Stimmzettel vom Wähler selbst 
in die Wahlurne geworfen werden sollen. Dies ist im vorliegenden 
Falle nicht geschehen. Vielmehr hat der Wahl Vorstand oder einer 
seiner Vertreter den Wählern die Stimmzettel abgenommen und 
in die Wahlurne gelegt. Durch dieses Verfahren ist in der Tat gegen 
die Bestimmung des § 46 Abs. 5 der Wahlordnung des Landes 
Schles wi g-Holstein verstoßen worden. 

Eine Verletzung des Wahlgeheimnisses, wie es die Einspruchsführerin 
behauptet, ist jedoch trotzdem nicht festzustellen. 

Die auf Veranlassung der Landesregierung Schleswig-Holstein von 
der Landkreisverwaltung des Kreises Plön vernommenen Zeugen 
haben übereinstimmend bekundet, daß bei der Übergabe des gefal- 
teten Stimmzettels an eines der Wahlausschußmitglieder es unmöglich 
gewesen sei, festzustellen, bei welchem Kandidat auf dem Stimmzettel 
das Kreuz angebracht worden sei. Nicht einmal die eigene Ehefrau 
des Vertreters der Einspruchsführerin, die Mitglied des Wahlaus- 
schusses gewesen ist, hat das Verfahren beanstandet. 

Was den zweiten Grund, der zur Stützung der Wahlanfechtung von 
der Einspruchsführerin geltend gemacht wird, anlangt, so haben 
die darüber vernommenen Zeugen keine positiven Bekundungen 
machen können. Sie haben sich zu den inkriminierten Äußerungen 
im wesentlichen in der Form geäußert, daß am Tage nach der 
Wahl Vermutungen darüber angestellt wurden, wer vielleicht die 
KPD gewählt habe; auch sei scherzend gelegentlich über diese 
Frage gesprochen worden. 

Alle diese Dinge reichen nicht aus, um eine Verletzung des Wahl- 
geheimnisses anzuerkennen und damit die Wahlanfechtung begründet 
erscheinen zu lassen. 

Der Einspruch mußte vielmehr zurückgewiesen werden. 


Rechtsmittelbelehrung : 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht vom 1 2. März 1 95 1 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht 
binnen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter den im 
§ 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angegebenen Voraus- 
setzungen zulässig. 



